
Halloween und die Asylanten  

Immer mehr Menschen nutzen die Nacht vom 31.10 auf den 

01.11, um Halloween zu feiern. Bisher waren diese 

Feierlichkeiten eher unproblematisch, jedoch hat sich auch diese 

Situation geändert. In mehreren Städten kam es zu 

Ausschreitungen, besonders in Nordrhein-Westfalen. Besonders 

betroffen waren Köln, Dortmund, Düsseldorf und Essen. Der 

Verlauf des Halloween-Tages in Essen und Köln weckt bei vielen 

Erinnerungen an die Silvesternacht 2015/16. Am Essener 

Hauptbahnhof eskalierte ein „Zombie-Walk“. Es kam zu verbalen 

Provokationen und Körperverletzungen. Der Bahnhof wurde 

wegen der Ausschreitungen für rund eine Stunde gesperrt. Über 

1200 Platzverweise wurden ausgesprochen. Eine Gruppe aus 200 

Migranten soll vorher Reisende und Teilnehmer des „Zombie-

Walks“ provoziert haben. Zudem wäre das Auftreten gegenüber 

der Polizei allgemein aggressiv und provokant gewesen.  

Anzeigen wurden wegen Körperverletzungs- und Drogendelikten 

gestellt.  In der Kölner Innenstadt hielten sich in der Halloween-

Nacht stark alkoholisierte und aggressive Männergruppen 

vermehrt arabischen und nordafrikanischen Aussehens auf, wie 

die Polizei mitteilte. Wären die Einsatzkräfte nicht derart 

konsequent eingeschritten, wäre eine Eskalation nicht 

auszuschließen gewesen. So wurden 100 Beamte aus dem 

Umland hinzugezogen, um nicht wieder die Kontrolle zu 

verlieren. Dabei waren es besonders Personen aus Nordafrika, 

die erneut für Probleme sorgten. Es soll sich um mehreren 

hundert Personen gehandelt haben, die in Kleingruppen 

unterwegs gewesen seien. Sowohl Einsatzkräfte als auch 

Passanten seien von den Männergruppen angepöbelt worden. 

Auch drei Sexualdelikte wurden angezeigt. 

In Düsseldorf zeichnete sich ein ähnliches Bild ab und wieder 

waren hieran Personen aus arabischen und nordafrikanischen 

Ländern beteiligt. In der Altstadt kam es zunächst zu 

Streitigkeiten von zwei Gruppen, in deren Rahmen auch ein 

Messer eingesetzt wurde. Ein Beteiligter sprühte mit Pfefferspray 

und verletzte dadurch drei Personen. Im Verlauf der Nacht 

wurden Polizisten dann immer wieder wegen Schlägereien 

gerufen. In dieser Stadt gab es vier Anzeigen wegen 

Sexualdelikten im Bereich der Altstadt. In allen Fällen wurden die 

Opfer, junge Frauen, von den Tätern massiv begrapscht. Wie die 

Polizei mitteilte, konnten die Tatverdächtigen in allen vier Fällen 

festgenommen werden. Einer der Täter stammt aus Frankreich 

und ist dort auch gemeldet. Die drei anderen Männer kommen 

aus Syrien, dem Irak und Marokko. Insgesamt wurden 40 

Strafanzeigen gefertigt, 16 davon wegen Körperverletzung. 

  

30.000 “verschwundene“ Asylanten und        

15 Milliarden Euro Kosten  

Wie fehlgeschlagen die merklische Asylpolitik ist, zeigt sich 

regelmäßig in den verschiedensten Formen. So wurde 

kürzlich veröffentlicht, dass alleine in den letzten Jahren 

Kosten i.H. von über 15 Milliarden Euro durch Asylanten 

entstanden sind. Dabei handelt es sich überwiegend um 

Gelder, die vorher nicht derart bereitwillig für andere 

Positionen zur Verfügung standen. In dem Zusammenhang 

erfolgte auch die Veröffentlichung weiterer Zahlen, die so 

nicht unbedingt verwundern. Rund 30.000 abgelehnte 

Asylanten sind nicht mehr auffindbar. Wie so etwas 

passieren kann, vermochte die Regierung nicht zu erklären. 

Ergänzend und zur Beruhigung folgte die Begründung, dass 

einige Personen vermutlich freiwillig in ihre Heimat 

zurückgekehrt sind. Wahrscheinlich dürfte sein, dass der 

Großteil untergetaucht ist, um sich einer Abschiebung zu 

entziehen.  

Deutschland muss voraussichtlich weitere 

Milliarden an die EU bezahlen 

 

Deutschland ist bereits jetzt 

Zahlmeister der EU und 

auch künftig wird sich 

daran wenig ändern. 

Trotzdem sieht es im 

Moment danach aus, dass 

nach dem Brexit 

Großbritanniens genau 

dieser für unsere 

Steuerzahler eine weitere 

Belastung wird. Der 

Bundesrechnungshof  

vermeldete, dass sich die Mehrkosten für Deutschland auf 

rund fünf Milliarden Euro belaufen. Dem Bericht zufolge 

warnt der Bundesrechnungshof vor allem vor einem starken 

Anstieg des Nettobeitrags in die EU-Kasse. 2015 hatte Berlin 

bereits über 14,3 Milliarden Euro netto an die EU 

überwiesen. Nach der Volksentscheidung zum Brexit könnte 

sich der Betrag auf rund 20 Milliarden Euro erhöhen.  

Damit ist aber noch nicht das Ende der Fahnenstange 

erreicht, denn zusätzliche Milliardenkosten drohen, wenn 

sich die Briten weigern, ihren Anteil an laufenden EU-

Programmen oder den Pensionen der EU-Beamten zu 

übernehmen.  

 

 

 

 



 

 

 

POLITISCHER 
ASCHERMITTWOCH 

AM 14.02.18  
 

Bereits jetzt möchten wir 

auf den politischen 

Aschermittwoch des 

bayrischen Landesverbandes hinweisen, der am 14.02.18 wieder 

stattfindet. Die genauen Daten werden wir noch mitteilen, 

möchten Sie aber bereits jetzt auf die Veranstaltung hinweisen. 

Der bayrische Landesverband wurde sich freuen, wenn auch Sie  

an diesem Tag uns besuchen. Versäumen Sie nicht unsere 

Traditionsveranstaltung und die interessanten Redebeiträge der 

Gästeredner. 
 
 

Republikaner gegen Sperrklausel in NRW                     
Am 24.10.17 wurde in der mündlichen Verhandlung vorgetragen, 

wie das Land NRW eine wiedereingeführte Sperrklausel 

rechtfertigen will. Angeblich solle die 2,5-Prozent-Hürde eine 

Zersplitterung der kommunalen Parlamente verhindern und die 

Arbeitsfähigkeit wiederherstellen. Bereits mehrfach hatte die 

Landesregierung versucht diese undemokratische Sperrklausel 

einzuführen und ist damit gescheitert. In der mündlichen 

Verhandlung vermochte aber der Vertreter des Landtags kaum 

zu überzeugen und bezog sich eher auf rein theoretische 

Szenarien, aber weniger auf existierende Beispiele. Genau daran 

dürfte es auch fehlen.  

Die Chancen, dass der Landtag mit seiner Verfassungsänderung 

vor dem Gericht in Münster besteht, sind seit der mündlichen 

Verhandlung sicherlich gesunken. Am 21.11.2017 soll es zur 

Urteilsverkündung kommen und es bleibt zu hoffen, dass die 

Altparteien dann erneut die Quittung dafür erhalten, dass sie 

über Änderungen des Wahlrechts verzweifelt versuchen kritische 

Oppositionsparteien aus den Parlamenten fernzuhalten. Im 

Ergebnis ist die Klausel ein Verstoß gegen das Demokratieprinzip 

und nicht ohne Grund wurde sie in allen anderen 

Flächenbundesländern abgeschafft. 

 

Wir Republikaner lassen uns nicht unterkriegen                                       

Der politische Kampf gegen unsere Partei läuft weiterhin auf 

Hochtouren. In der Vergangenheit durften wir bereits 

Diskreditierungsversuche jeder Art erleben, die der politische 

Gegner und die Presse zu bieten hatten: Lügen- und 

Hetzberichte, Verunglimpfung von Funktionären und 

Mandatsträgern, dann folgte das Todschweigen und natürlich 

laufende Prozesse der Bundestagsverwaltung. Nicht zu 

vergessen die U-Boote, die mit einem Zerstörungsauftrag in 

unsere Reihen entsendet wurden, nur um Unfrieden zu stiften. 

Trotzdem haben wir uns nicht beirren lassen und werden es 

auch künftig nicht, denn unser Ziel haben wir weiterhin klar 

vor Augen. Dabei ist es heute besonders notwendig 

gemeinsam sich den Herausforderungen der Gegenwart zu 

stellen. Jeder ist deshalb aufgerufen sich einzubringen. Sei es 

durch aktive Mitarbeit, Spenden oder durch sein Engagement 

im Parlament. Gemeinsam können wir jenen trotzen, die 

unsere Heimat abwickeln wollen. 

HEIMAT GESTALTEN - REPUBLIKANER WERDEN  

Werden Sie Mitglied und 

Unterstützer unserer 

Partei. Unser Land hat 

bereits zu viele Zuschauer 

und besonders heute ist 

es wichtiger denn je, dass 

mehr Menschen ihren 

Anteil zur zwingend 

notwendigen Veränderung leisten. Jeder kann sich einbringen, 

entweder als aktives Mitglied oder als passiver Unterstützer. 

Werden Sie Republikaner und Teil einer Oppositionskraft, die 

sich primär für die Interessen der eigenen Bevölkerung 

einsetzt und für den Erhalt unserer Identität und Kultur. Jetzt 

ist Ihre Chance sich zu beteiligen.  Einen Aufnahmeantrag 

finden Sie auf Seite 5 oder http://www.rep.de/mitglied-

werden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unterstützen Sie uns mit einer Spende 

 Spendenkonto: DIE REPUBLIKANER (REP) Postbank Dortmund,  

IBAN:DE6044 0100 4603 8745 0460  BIC: PBNKDEFFXXX 

  Impressum: DIE REPUBLIKANER -  Postfach 87 02 10 - 13162 Berlin - V.i.S.d.P.: Kevin Krieger 

 

 Kontakt:  
 

 Tel.: 0211 ï 995 487 94 oder kontakt@rep.de 

 Informieren Sie sich über unsere Arbeit  

 O Ich möchte mehr über die Partei erfahren. 

 O Bitte laden Sie mich zu einer Veranstaltung ein. 

 O Ich möchte Mitglied werden. 

http://www.rep.de/mitglied-werden
http://www.rep.de/mitglied-werden


 

 

 

 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
¶ Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter: heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

¶ Karlsruhe Land: Nächster politische Stammtisch in Bruchsal, am 23.11.17, um 18.00 Uhr. Die Weihnachtsfeier des Kreisverbandes 
findet am 16.12, um 16.00 Uhr, statt. Weitere Informationen unter: 07254-72375. 

¶ München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum Goldenen Roß, Rosenheimer 
Str. 189, 81671 München. Näheres unter: 089/2158367. 

¶ Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr beim Lindenwirt in Erding/Bergham (Nähe S-Bahn-Station Aufhausen). 
Info unter: Tel. 08083/8717. 

¶ Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststªtte ĂZum Goldenen Sternñ, N¿rnberger Str. 7, 
91224 Pommelsbrunn. Infos unter: 01522-2624313. 

¶ Kissing: Jeden ersten Montag im Monat findet ein politischer Stammtisch statt. Beginn 19.30 Uhr, Gaststªtte Ralaxót, Peterhofstr.15, 
8438 Kissing. 

¶ Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Interessenten melden sich bitte bei Herrn 
Noffke, Bezirksvorsitzender u. Kreisrat: Tel. 09191/31880. 

¶ Frankfurt am Main: Politischer Stammtisch am ersten Dienstag im Monat. Infos unter: 069/522500. 

¶ Kassel: Vierwöchentliches Informationstreffen unserer Partei. Infos unter: Tel. 0661/603746, 

¶ Düsseldorf: Monatlicher Informationsabend des REP-Kreisverbandes, jeden ersten Samstag im Monat, um 17.00 Uhr. Interessenten 
können Sie direkt beim Kreisverband melden: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383.  

¶ Köln: Monatliche Informationsveranstaltungen; Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

¶ Aachen: Politischer Informationsabend jeden ersten Freitag im Monat um 18 Uhr. Näheres unter: kontakt@rep.nrw.de. 

¶ Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Bochum: Monatlicher Informationsabend / Ruhrstammtisch. Kontakt unter: kontakt@rep.nrw.de. 

¶ Essen: Monatlicher Informationsabend der Republikaner in Essen. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

¶ Dortmund: Monatlicher Informationsabend: Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Montag im Monat, um 20.00 Uhr, in Herford. Informationen unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Kreis Kleve: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Kleve, jeden zweiten Freitag im Monat. Interessierte 
Bürger können sich per E-Mail eine Einladung über den Landesverband senden lassen: kleve@rep.de 

¶ Vogtland: Die Republikaner im Vogtland führen jeweils eine monatliche Informationsveranstaltung durch. Infos unter: sachsen@rep.de    

 

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 



 


